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die Organisationsstruktur der IGMG · Necmettin Erbakan

Der Königsweg - Die gerechte Ordnung · Das Grüne Kapital der Milli Görüş
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Grusswort zur 2. Auflage

Im Namen Allahs

Das vorliegende Heft ist die zweite Auflage einer Informationsbroschüre, die ich im

August letzten Jahres herausgegeben habe. Wegen der großen Nachfrage habe ich

mich entschlossen, eine aktualisierte Fassung aufzulegen. 

Dieser Entschluss ist im Lichte der entsetzlichen und menschenverachtenden

Anschläge in New York und Washington - von fanatischen Islamisten begangen, deren

Spuren bis nach Deutschland führen - richtig gewesen. Diese Vorgänge haben uns

noch einmal drastisch vor Augen geführt, dass es Personen und Gruppen unter den

Moslems gibt, die nicht nur religiös radikal sind, sondern extrem gewaltbereit. Diese

Tatsache ist bisher unterschätzt worden. Deshalb müssen die verschiedenen

Gruppierungen in Deutschland, ihre Verbindungen und die Bedeutung für die freiheit-

liche Gesellschaft vor dem aktuellen Hintergrund neu bewertet werden. 

Die Toleranz der Bundesrepublik gegenüber religiösen Vereinigungen und Kirchen ist

Ausdruck einer pluralistischen Tradition, die von einigen wenigen ausgenutzt wird.

Deshalb müssen wir genauer hinschauen. Wir müssen auch deshalb Aufklären, wie wir

es in dieser Broschüre versucht haben, damit die vielen friedlich hier lebenden

Moslems nicht zum Ziel einer blinden Hexenjagt werden, die sich aus Unkenntnis und

Furcht speist. Insofern finde ich es ermunternd, dass sich seit dem 11. September 2001

in den USA aber auch hier immer mehr Menschen für Orientalistik, die arabische Welt

und den Islam interessieren. 

Ich bin sicher, dass wir unsere freiheitlich-liberale Grundhaltung bewahren und

dennoch die deutsche Demokratie nach außen und nach innen wehrhaft gegen diese

Art von Fanatismus machen können. Dazu soll diese Broschüre einen Beitrag leisten.

Den Autoren danke ich für ihre Bereitschaft, die Beiträge auf den neuesten Stand

zu bringen. Auch möchte ich der SPE-Fraktion für ihre Unterstützung bei der

Finanzierung dieser Auflage danken. 

Ozan Ceyhun
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Auf diese Art bauen einige sunnitisch geprägte islamistische Gruppierungen aus der Türkei nicht nur

ihre Machtposition aus. Sie spielen auch bei der Ausgrenzung anderer islamischer Minderheiten wie bei-

spielsweise der Ahmadiya oder der Aleviten eine entscheidende Rolle. "Muslim" ist nur noch, wer die

Position der Vertreter der sunnitischen islamistischen Vereinigungen inne hat.

Bedenklich wird es, wenn Vertreter der Kirche oder anderer Organisationen bereit sind, die alevitischen

Muslime als "Nicht-Muslime" zu bezeichnen. Und das nach der Beratung mit einigen sunnitischen

Ansprechpartnern. Dieser absurden Entwicklung muss Einhalt geboten werden.

Wenn so mancher ausgewiesene Experte beim Umgang mit dem politischen Islam von einem "wehrhaf-

ten Missverständnis" der Skeptiker spricht, wird die Notwendigkeit eines Dialogs deutlich. Diese Experten

folgen dem im Koran erwähnten "Al-Ichlás", der Reinheit des Vertrauens. Nur: mit Reinheit alleine entlässt

man sich selbst aus der politischen Verantwortung.

Mir stellt sich die Frage, ob uns bei der möglichen Existenz verfassungsfeindlicher Organisationen des

politischen Islam Vertrauen weiterbringt, oder ob wir nicht eine geselschaftliche Gefahr verkennen. In die-

sem Fall bin sogar ich als Kenner der Lage erleichtert, dass die verfassungsschützenden Organe der

Bundesrepublik ihre Arbeit verrichten.

Die Trennung von Staat und Kirche in Deutschland setzt eine Gleichbehandlung aller

Religionsgemeinschaften voraus. Gleichzeitig müssen jedoch die demokratischen Grundwe rte eines

Rechtsstaats geschützt we rden. Dies darf weder zu einem Abbruch des Dialogs mit islamischen

Gruppierungen führen, noch eine pauschale Kriminalisierung der Muslime in Deutschland beinhalten.

Es ist richtig, dass Deutschland noch weit von der Gleichstellung des Islam gegenüber anderen

Religionen entfernt ist. Es ist auch richtig, dass ein differenziert vorbereiteter deutschsprachiger Islam-

Unterricht für die sunnitischen und alevitischen Schüler an hiesigen Schulen ein ebenso fester Bestandteil

des Zusammenlebens werden muss, wie der Islam als Wertegemeinschaft seine Berechtigung finden sollte.

Dennoch: Die Bemühungen, das Leben in Deutschland nach dem "saudischen" oder "afghanischen" Islam

zu gestalten, müssen unterbunden werden. Sie bedeuten die Ablehnung eines Zusammenlebens nach den

demokratischen Werten in Europa. Das kann nicht das Ziel eines möglichst konfliktfreien und friedlichen

"interkulturellen" Zusammenlebens sein.

Die Unterscheidung zwischen legitimerweise "observierten" Islamisten und in Ruhe gelassenen soge-

nannten "reaktion-ren" Christen, wie sie einige Experten immer wieder heranziehen, ist für mich nicht nach-

vollziehbar. Es darf nicht zu einer strukturellen Ungleichbehandlung zwischen beiden Gruppen kommen.

Allerdings muss ein besonderes Augenmerk darauf gelegt werden, was artikuliert und veröffentlicht

wird. Ein in einer Predigt formulierter Angriff auf die Trennung von Staat und Kirche ist Ausdruck einer poli-

tischen Geisteshaltung. Verteidigt der Prediger an anderer Stelle die Verfassung, dann liegt der Verdacht auf

Unglaubwürdigkeit nahe. Nicht nur die auf Deutsch vorliegenden "Sonntagsreden" der Islamisten sind zur

Kenntnis zu nehmen. Auch die auf Türkisch gestalteten Internetseiten oder andere Medienangebote müssen

unter die Lupe genommen werden. So kann man Unterschiede zwischen externer Sympathiewerbung für die

Vermittlung ihrer "Scheintoleranz" in Deutschland und interner Betreuung eigener Anhänger mit intoleran-
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8. Aktualisierungen zur 2. Auflage (Stand 30.September 2001)

- Nach eigenen Angaben sind in der IGMG derzeit europaweit 17.841 Funktionäre

und 66.027 aktive Mitglieder, zusammen also 83.868 Personen organisiert. 

- Im Sommer 2001 wurde die Europazentrale der IGMG von Köln-Nippes nach

Kerpen verlegt.

- In Moscheen der IGMG und über Links auf der IGMG-Homepage werden die

Werke von Harun Yahya verbreitet und angepriesen. Unter dem Pseudonym Harun

Yahya publiziert Adnan Oktar antisemitische Werke. In seinem Buch „Soykırım Yalanı“

(Holocaustlüge) stellt er die Ermordung der europäischen Juden durch das nationalso-

zialistische Deutschland in Frage.

- Seit Anfang 2001 fordert die IGMG ihre Mitglieder und Sympathisanten dazu auf,

die deutsche Staatsbürgerschaft zu erwerben. Ziel dieser Kampagne sei die Gründung

einer islamischen Partei in den nächsten fünf Jahren, so der bayerische Innenminister

Günther Beckstein Anfang September 2001. Der Vorstand der IGMG hat diese

Behauptung als haltlos zurückgewiesen.

- Seit dem 3. September 2001 darf die Islamische Föderation Berlin an zwei

Berliner Schulen Religionsunterricht erteilen. Das entschied die 27. Kammer des

Verwaltungsgerichts Berlin am 29. August 2001. (VG 27 A 253.01). Eine Grenze für die

Erteilung von Religionsunterricht sei erst dort zu ziehen, wo zu befürchten sei, dass

der Unterricht in vollem Umfang oder doch hinsichtlich tragender Prinzipien der

Verfassung von den grundlegenden staatlichen Bildungszielen abweiche und eine Art

„Gegenunterricht" veranstalte, erklärte das Verwaltungsgericht Berlin.

- Die IGMG hat ihren Einfluss auf die Dachorganisation „Islamrat“ ausgeweitet. Am

2. Juni 2001 wurde ein neuer Vorstand gewählt. Als stellvertretende Vorsitzende rükten

der Pressesprecher der IGMG, Ali Kızılkaya, und der Vorsitzende des Vereins „Weimar

Institut“ und Herausgeber der „Islamischen Zeitung“, der Potsdamer Rechtsanwalt

Abu Bakr Rieger in den Vorstand des Islamrats. Der bisherige moderate

Generalsekretär, der Deutsche afghanischer Herkunft, Ghulam Totakhyl, gehört nicht

mehr dem Vorstand an. 

- Necmettin Erbakan bleibt Führer der IGMG. Am 15./16. April 2001 wurde in Hagen

die 7. Vollversammlung der IGMG abgehalten. (Nicht zu verwechseln mit den jährlich

stattfindenden öffentlichen Massenveranstaltungen, den so genannten Friedens- und

Kulturfesten. Der Vorstand wird nur aller fünf Jahre in einem wesentlich kleineren Kreis
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gewählt. Die letzte Vorstandswahl war 1996, nach dem der IGMG Vorsitzende Osman

Yumakoğulları ins türkische Parlament eingezogen war.) In Hagen wurde der bisherige

Generalsekretär Mehmet Sabri Erbakan, Neffe von Necmettin Erbakan, zum neuen

Vorsitzenden der IGMG „gewählt“. Der seit 1999 kommissarisch amtierende

Vorsitzende Yusuf Işık gehört dem Vorstand nicht mehr an, alle anderen

Vorstandsmitglieder wurden in ihrem Amt bestätigt. Der Posten des Generalsekretärs

wurde nicht besetzt. Die Wahl Mehmet Erbakans kann als Zeichen dafür gewertet wer-

den, dass sein Onkel Necmettin Erbakan seine Position als “eigentlicher Führer der

IGMG” absichern und eine Spaltung der Bewegung wie in der Türkei verhindern will.

Die inzwischen verbotene Fazilet-Partei (Tugend-Partei) hatte auf ihrem letzten

Wahlkongress Mitte Mai 2000 nur knapp den von Necmettin Erbakan unterstützten

“Traditionalisten” Recai Kutan im Amt des Parteivorsitzenden bestätigt. Bereits im

Vorfeld dieses Parteikongresses war deutlich geworden, dass ein so genannter

“modernistischer” Flügel unter Abdullah Gül und dem ehemaligen Istanbuler

Oberbürgermeister Recep Tayyip Erdoğan fast die Hälfte der Mitglieder und

Parlamentsabgeordneten der Partei hinter sich und damit gegen Erbakan versammeln

kann. Auf einer IGMG-Veranstaltung soll der Justizminister der ehemaligen Erbakan-

Regierung, Şevket Kazan, erklärt haben, dass er mit Necmettin Erbakan in der Türkei

die Frage der Neubesetzung des 1. Vorsitzenden der IGMG erörtert habe und Erbakan

eine Entscheidung hierüber nach dem besagten Fazilet-Parteitag fällen würde.

Wichtigster Gast und Redner der IGMG Vorstandswahl im April 2001: Şevket Kazan.

- Necmettin Erbakan selbst bleibt mit einem Politikverbot belegt, nachdem das

Kassationsgericht Ankara am 4. Juli 2000 ein Urteil aus erster Instanz bestätigte,

wonach Erbakan nach Art. 312 des Türkischen Strafgesetzbuches zu einem Jahr Haft

verurteilt wurde. Die Haftstrafe wurde im Zuge einer Amnestie Ende 2000 in

Bewährung umgewandelt. 

- Am 22. Juni 2001 wurde die Fazilet-Partei durch das türkische Verfassungsgericht

wegen des Verstoßes gegen die laizistischen Grundprinzipien der Türkischen Republik

verboten. Begründet wurde dieses Verbot mit den Äußerungen zweier FP-

Abgeordneter, denen nun das Mandat entzogen wurde. Die verbliebenen 97 FP-

Abgeordneten konnten nach dem Verbot als unabhängige Abgeordnete weiter im

Parlament verbleiben. Die erwähnten Differenzen zwischen "Traditionalisten" und

"Erneuerern" hat kurz nach dem Verbot zu zwei Parteigründungen geführt: Die

Traditionalisten/Erbakan-Anhänger gründeten Ende Juli die Saadet-Partei

(Glückseligkeits-Partei) unter Recai Kutan („Saadet“ ist nach „Refah“ und „Fazilet“
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das letzte verbliebene Schlagwort des Parteiprogramms der MNP -Milli Nizam Partisi-

, der ersten Partei von Necmettin Erbakan). Die „Erneuerer“ unter Abdullah Gül und

dem noch mit einem einjährigen Politikverbot belegten Recep Tayyip Erdoğan gründe-

ten Mitte August die Adalet ve Kalkınma Partisi (Partei für Gerechtigkeit und

Entwicklung), kurz AK-Partei (Weiße Partei).

- Am 5. Februar 2001 kam der Führer des Milli Görüş nahestenden Nakshibandiye

Ordens (Kotku-Es’ad-Orden) Prof. Mahmud Es’ad Coşan bei einem Verkehrsunfall in

Australien ums Leben. 

Das Kalifat von Köln

1) Der Kalif Metin Kaplan 

Der Verein hat zwar laut Verfassungsschutzbericht nur etwa 1.100 Mitglieder in

Deutschland. Während des Verfahrens gegen ihren Anführer Metin Kaplan konnte der

Verein jedoch bis zu 4.000 Personen mobilisieren, die am 4. November 2000 in

Düsseldorf demonstrierten. Am 15. November 2000 wurde Kaplan vom

Oberlandesgericht Düsseldorf wegen öffentlicher Aufforderung zu Straftaten zu einer

Freiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt. Nach Abschaffung des Religionsprivilegs aus

dem deutschen Vereinsrecht (Bundestagsbeschluss vom 19. September 2001) wird

derzeit geprüft, ob der Kaplan-Verein „Kalifats-Staat“ verboten werden kann.

2) Die Kaplan-Abspaltung Islami Hareket 

Die Islami Hareket (IH), bundesweit etwa 300 Mitglieder, umfasst in Hamburg etwa 50

Personen. Seit Mitte 1999 nutzt diese Anhängerschaft ihr neues Zentrum - die „Vahdet-

Moschee“ am Steindamm 47. Am 4. Juli 1999 schlossen sich in Hamburg 47 sunniti-

sche und schiitische islamische Vereinigungen zum “Schura - Rat der islamischen

Gemeinschaften” zusammen, darunter die IGMG, die VIKZ, die Jama’at-un-Nur und die

Vahdet-Moschee. Adil Çelik von der Vahdet-Moschee ist Mitglied des Vorstandes der

Schura. Leitender Vorsitzender der Schura ist Mustafa Yoldaş von der

Merkez/Centrum-Moschee (IGMG), der Zentrale des Milli-Görüş-Regionalbereichs

Nord. In einer Presseerklärung vom 18. September 2001 zur geplanten Abschaffung

des Religionsprivilegs im deutschen Vereinsrecht erklärt der Schura-Vorsitzende

Mustafa Yoldaş: „Auch wenn von der oft genannten Kaplan-Gruppe tatsächlich

Gewalttaten und diesbezügliche Aufrufe ausgegangen seien, so ist diese Gruppe doch
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erstens klein und innerhalb des Islams in Deutschland vollkommen isoliert.“ (Quelle:

Schura-Selbstdarstellung, Verfassungsschutzbericht Hamburg 1999 und 2000)

Der Verband islamischer Kulturzentren (VIKZ) 
Als Kemal Kaçar am 17. Juni 2000 nach längerer Krankheit stirbt, übernimmt Ahmet Arif

Deniz Olgun die Nachfolge/Verwaltung der Süleymancılar-Bewegung. Deniz Olgun ist

der Enkel des fast als Heiliger verehrten Gründers der Bewegung, Süleyman Hilmi

Tunahan. Bis zum Verbot der Refah-Partei Erbakans im Januar 1998 war Deniz Olgun

deren Parlamentsabgeordneter aus Antalya. Danach blieb er parteilos und war vom

4.8.1998 bis zum 11.1.1999 Minister für Verkehr in der Regierung von Mesut Yılmaz. Im

Herbst 1999 kamen Gerüchte über eine mögliche Ablösung Nurettin Akmans als

Europa-Vorsitzender des VIKZ auf. Akman stand für die Öffnung und den interreligiö-

sen Dialog des VIKZ. 

Nach seiner Amtsübernahme ordnete Deniz Olgun als Erstes an, die Organisation

auf ihre Wirtschaftlichkeit hin zu prüfen. Er wechselte nahezu alle Führungskräfte aus,

bis in die regionalen Ebenen. Bereits im März 2000 wurde Nurettin Akman von seinem

Amt als Europa-Präsident entbunden. Er kehrte zurück in die Türkei. 

Deniz Olgun schickte aus der Türkei İsmail Hakkı Akgün nach Köln/Deutschland

und ernannte ihn zum neuen VIKZ-Vorsitzenden, zuständig für Europa und Amerika.

Am 28. Juli 2000 erklärte der VIKZ seinen Austritt aus dem Zentralrat der Muslime

Deutschlands (ZMD), der damit seine größte Mitgliedsorganisation verlor. Der VIKZ sei

eine eigenständige Dachorganisation und lasse sich nirgendwo einbinden, hieß es

inoffiziell als Erklärung. Die Öffentlichkeit erfuhr davon erst am 30. August durch eine

Pressemitteilung des ZMD. 

Im Rahmen einer Informationsreise durch Europa besuchte  Deniz Olgun im

September 2000 auch die VIKZ-Zentrale in Köln. Vor dem Hintergrund knapper wer-

dender Gelder ordnete er an, die „Islamische Akademie“ (Islah) zu schließen. Das Geld

werde benötigt, die Grundstücke und Gebäude der VIKZ-Moscheen zu erwerben.

Bisher befinden sich 200 der etwa 400 VIKZ-Moscheen in Europa im Eigentum der

Süleymancılar. Die vorrangige Aufgabe des VIKZ sei die eigene intensive und unver-

fälschte Erziehung und Bildung „unserer Kinder“ im Sinne Süleyman Hilmi Tunahans

auf Türkisch, Arabisch und Persisch. Die Direktive: Religiöse Festigung der Kinder,

denn ihre Seele sei in Gefahr. Die Vorgabe, sich nicht einbinden und damit verfälschen

zu lassen, zeigt sich auch daran, dass der VIKZ in Berlin seinen Antrag auf Erteilung

von islamischem Religionsunterricht an der Schule seit über einem Jahr ruhen lässt.
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Unter Deniz Olguns Leitung wurde der unter Akman praktizierte interreligiöse Dialog

des VIKZ von heute auf morgen abgebrochen. Der dialogbereite Flügel der VIKZ in

Deutschland, vor allem Vertreter der zweiten Generation, geriet intern in die Defensive

und nur wenige regionale Verbände, wie in Frankfurt/Main, versuchen vor Ort den

Dialog aufrecht zu erhalten. Der bisherige Generalsekretär İbrahim Çavdar wird durch

den Islamologen Erol Pürlü ersetzt, während Tahsin Şafak das Amt des Präsidenten

des VIKZ-Deutschland weiterhin bekleidet. 

Durch den Austritt des VIKZ aus dem ZMD verlor dieser nicht nur die Hälfte seiner

Mitglieder, sondern musste auch seine Vorstandsposten neu besetzen. Der bisherige

Generalsekretär İbrahim Çavdar wurde im März 2001 durch Ayyub Axel Köhler,

Wissenschaftler und Publizist, Vorsitzender der Deutschen Muslim-Liga e.V. und FDP-

Abgeordneter in der Bezirksvertretung Köln-Nippes ersetzt.

Zu den Terroranschlägen auf das World Trade Center in New York und das Pentagon

in Washington am 11. September 2001 gaben alle islamischen Dachorganisationen

Presseerklärungen und Stellungnahmen ab, mit Ausnahme des VIKZ. 

Daten und Fakten über den Islam in Deutschland 
Es gibt 309.000 organisierte Muslime in der Bundesrepublik Deutschland. Nach

Angaben des Zentralinstituts Islam-Archiv Deutschland werden sie von folgenden

Dachorganisationen repräsentiert:  

DITIB 150.000

Islamrat 106.000

VIKZ 22.000

ZMD 21.000

IRH 10.000

Anmerkung:

DITIB = Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion

VIKZ  = Verband islamischer Kulturzentren

ZMD  = Zentralrat der Muslime in Deutschland 

IRH    =  Islamische Religionsgemeinschaft in Hessen
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